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FAQS DER „PILOT-QUARTIERSGEMEINSCHAFTEN“ UND VERWALTUNGEN  
ZUR NQG-FÖRDERUNG UND ZUM NQG 

 

 

 

 

Bedingungen einer NQG-Förderung 

1. Ist die Gründung einer Quartiersgemeinschaft unbedingt Voraussetzung zum Abruf 
der Fördergelder?  

 Nein. Da die Gründung einer Quartiersgemeinschaft Ziel der Förderung ist, kann 
diese nicht die Fördermittel abrufen. Neben Vereinen, Genossenschaften und GmbHs 
können auch Einzelpersonen oder BGB-Gesellschaften die Fördermittel abrufen. Der 
Fördermittelabruf ist auch für Zusammenschlüsse in Gründung zulässig. Zu beachten 
ist generell, dass die Fördermittel von der/dem Antragstellenden abgerufen werden 
müssen. Haben mehrere Personen den Antrag gestellt, muss eine Person mit ihrer 
Kontoverbindung als Zuwendungsempfänger:in benannt werden. 

 

2. Dürfen die im Fördermittelantrag gesetzten inhaltlichen Schwerpunkte im Rahmen 
des Gründungsprozesses nochmals geändert werden, oder sind die im Antrag 
aufgeführten Schwerpunkte verbindlich? 

 Grundsätzlich sind die teilnehmenden Quartiersgemeinschaften auch auf Grundlage 
der geplanten Maßnahmen ausgewählt worden. Eine nachträgliche Änderung der 
geplanten Maßnahmen würde insofern das Auswahlverfahren konterkarieren. Sofern 
Umstände, die die Antragstellenden nicht zu vertreten haben, dazu führen, dass 
Maßnahmen nicht oder nur unter unverhältnismäßigem Aufwand umgesetzt werden 
können, können im Einzelfall Änderungen der geplanten Maßnahmen mit der NBank 
vereinbart werden. Die ersetzenden Maßnahmen sollen nach Ziel und Zweck den 
ursprünglichen Maßnahmen möglichst gleichwertig sein. Die Gründe, die zur Nicht-
Durchführung von Maßnahmen führen, sind darzulegen. Auch wenn die Ziele der 
Quartiersgemeinschaft geändert werden, kann nur die/der Antragstellende die 
Fördermittel abrufen. 

 

3. Was geschieht mit den Fördergeldern, wenn der Antrag auf eine 
Quartiersgemeinschaft nicht gestellt wird bzw. die Mehrheit der im Quartier 
ansässigen Gewerbetreibenden, Freiberufler, Handwerkerinnen und Handwerker 
sowie Eigentümerinnen und Eigentümer der Gründung einer Quartiersgemeinschaft 
nicht zustimmt?  

 Hier ist zwischen Quartiersgemeinschaft und Quartierssatzung zu unterscheiden. Für 
die Quartiersgemeinschaft bedarf es keines Antrags, sie kann jederzeit von 
mitwirkungsbereiten EigentümerInnen, Geschäftstreibenden, BewohnerInnen etc. 
gegründet werden. Auch eine Mindestzahl an mitwirkenden Eigentümer:innen ist für 
die Gründung der Quartiersgemeinschaft nicht erforderlich. Wurden im Förderantrag 
Mittel für die Gründung einer Quartiersgemeinschaft beantragt und kommt die 
Quartiersgemeinschaft nicht zustande, sind die bis dahin angefallenen Ausgaben 
förderfähig. Allerdings sind die Antragstellenden verpflichtet, das 
Nichtzustandekommen der Quartiersgemeinschaft umgehend der NBank mitzuteilen. 

A. Fragen aus Sicht der Quartiersgemeinschaften                                                          
und der sie begleitenden Büros 
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Die NBank wird dann für die nicht mehr zum Tragen kommenden Bestandteile des 
Förderantrags den Förderbescheid widerrufen. 

Die Quartierssatzung kann nur von der Quartiersgemeinschaft beantragt werden und 
bedarf der Zustimmung von mindestens 15 % der betroffenen 
Grundstückseigentümer:innen. Für die Antragstellung muss die 
Quartiersgemeinschaft eine rechtsfähige Organisationsform besitzen (auch „in 
Gründung“ ist zulässig). Kommt eine Quartierssatzung nicht zustande, ist ebenfalls 
die NBank zeitnah zu informieren.  

 

4. Wie verhält es sich mit den Fördermitteln, wenn keine Quartiersgründung gestartet 
wird? Gilt eine Partnerschaft, bei der bereits Vereinbarungen mit EigentümerInnen 
geschlossen sind und die bspw. über einen Stadtmarketingverein betreut wird (auch 
buchhalterisch), bereits als ausreichende Organisationsstufe? 

 Eine solche Partnerschaft wäre nur eine Quartiersgemeinschaft im Sinne des NQG 
und damit zuwendungsberechtigt, wenn sie rechtsfähig wäre. Gegebenenfalls sind 
die Voraussetzungen für eine Quartiersgemeinschaft erfüllt, wenn die 
Grundstückseigentümer:innen Mitglieder des Stadtmarketingvereins sind. 

 

5. Welches ist der „richtige“, NQG-konforme bzw. fördermittelbezogen richtige 
Zusammenschluss bei erfolgreicher Gründung der Quartiersgemeinschaft? 

 Grundsätzlich sind verschiedene Organisationsformen denkbar, beispielsweise ein 
Verein, eine Genossenschaft, aber auch eine GmbH. Auch eine BGB-Gesellschaft ist 
zulässig. Hinsichtlich der Förderung besteht keine bevorzugte Organisationsform. 

 

6. Ist eine Neugründung einer Quartiersgemeinschaft in Form eines Vereins, einer 
GmbH etc. zwingend notwendig, wenn es vor Ort bereits eine Standortgemeinschaft 
(auf freiwilliger Basis) gibt, in der u.a. Eigentümer*innen und Händler*innen aus dem 
geplanten Quartier Mitglied sind? Oder kann die QG ggf. über diesen bestehenden 
Verein organisiert werden – auch wenn das Zuständigkeitsgebiet räumlich weiter 
gefasst ist?  

 Grundsätzlich ist für die Anerkennung als Quartiersgemeinschaft keine Neugründung 
einer Organisation erforderlich, solange sie in der Lage ist, „eigenverantwortlich 
quartiersbezogene Aufwertungsmaßnahmen durchzuführen“ (§ 2 Abs. 2 NQG) und 
die übrigen Voraussetzungen erfüllt sind. Allerdings müssen die geförderten 
Maßnahmen von einer organisatorisch abgegrenzten Einheit – bspw. einer eigenen 
Abteilung eines Vereins – durchgeführt werden. 
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Ausgestaltung einer Quartiersgemeinschaft nach NQG 
(Fragen unabhängig von der NQG-Förderung) 

1. Kann der „Aufgabenträger“ auch eine festangestellte Person im z.B. gegründeten 
Verein sein (z.B. Gebietskoordinator/in)? 

 Ja, dies ist grundsätzlich zulässig. Allerdings sind die für den „Aufgabenträger“ 
anfallenden Kosten nur dann förderfähig, wenn es sich um eine „gesonderte 
Organisationseinheit“ (vgl. 5.5 der Förderrichtlinie) handelt. Idealerweise sollte 
Personal neu eingestellt werden, da so das „Zusätzliche“ der Tätigkeiten am 
einfachsten zweifelsfrei dokumentiert werden kann. Vorhandenes Personal kann für 
die Aufgabe ebenfalls verwendet werden. Die Beschäftigten können entweder im 
Rahmen der Personalgestellung oder der Personalkostenabrechnung gefördert 
werden. Dazu ist es erforderlich, dass sie bei einer eigenständigen 
Organisationseinheit beschäftigt sind. 

Personalkosten der Kommunen sind nicht förderfähig. 

 

2. Kann die zu erstellende Quartierssatzung auch die Vereinssatzung sein? 

 Nein. In der Quartierssatzung wird das Gebiet abgegrenzt, in dem die 
GrundstückseigentümerInnen abgabepflichtig sind und so zur Finanzierung der 
angestrebten Maßnahmen beitragen. Da sich hieraus Verpflichtungen für die 
Eigentümer:innen ergeben und es sich um einen hoheitlichen Akt handelt, kann 
ausschließlich die Gemeinde die Quartierssatzung erlassen.  

 

3. Kann sich die Finanzierung auch über Mitgliedsbeiträge (mit)tragen, oder 
ausschließlich über die Abgabenerhebung durch die Gemeinde?  

 Die/der Antragstellende legt u. a. im Antrag die Finanzierung der geplanten 
Maßnahmen dar. Neben der Abgabe können auch andere 
Finanzierungsmöglichkeiten wie beispielsweise Zuschüsse, Spenden und 
Sponsorengelder herangezogen werden. Die Verwendung von Mitgliedsbeiträgen ist 
insofern möglich. 

Die Abgabe soll die Finanzierung der angestrebten Maßnahmen erleichtern, eine 
gleichmäßige Verteilung der Lasten sicherstellen und „Trittbrettfahrer“ vermeiden. 

 

4. Das NQG sieht bei den Quartiersgemeinschaften eine breite Beteiligung vor. Reicht 
zur Erfüllung dieser Anforderung das Angebot einer Veranstaltung aus?  

 Die Anforderungen an die Beteiligung vor Ort sind im NQG und der zugehörigen 
Förderrichtlinie nicht festgelegt, um den Spielraum für die den örtlichen Verhältnissen 
geeignetste Vorgehensweise einzuräumen. Neben Veranstaltungen im Plenum wird 
erfahrungsgemäß auch ein großer Teil der Informations- und Überzeugungsarbeit in 
persönlichen Gesprächen stattfinden. Ob eine einzelne Veranstaltung ausreichend 
ist, liegt im Ermessen der Akteure vor Ort. Ziel des NQG ist es, durch Gründung einer 
Quartiersgemeinschaft die Akteure in die Lage zu versetzen, gemeinsam ihr Quartier 
zu stärken. Wird hierzu nur eine Veranstaltung benötigt, ist der Zweck erfüllt. Weitere 
Veranstaltungen sollten dann für die konzeptionelle Arbeit genutzt werden.  
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5. „Wer bezahlt, sollte bestimmen“. Wie funktioniert das bei einem Förderverein mit 
bislang ausschließlich Eigentümerinnen und Eigentümern als Mitgliedern? Ist eine 
Öffnung des Vereins z. B. mit Fördermitgliedsstatus, für Gewerbetreibende, 
Wohnende, Freie Berufe, Handwerk zwingend erforderlich, um die Anforderungen 
des NQG zu erfüllen? 

 Bei den Nennungen in § 2 Abs. 1 NQG handelt es sich um eine beispielhafte 
Aufzählung. Eine Quartiersgemeinschaft muss nicht alle diese Gruppen umfassen. 
Da die genannten Gruppen jedoch unterschiedliche Anforderungen an das Quartier 
haben werden, ist es sehr sinnvoll, je nach Art des Quartiers die wichtigsten Gruppen 
eng zu beteiligen. Neben einer möglichen Unterstützung der beabsichtigten 
Maßnahmen wird eine Beteiligung Impulse für zielführende Maßnahmen setzen und 
die Qualität der geplanten Maßnahmen erhöhen. Ob diese Beteiligung durch eine 
Vereinsmitgliedschaft oder Veranstaltungen erfolgt, steht im Ermessen der 
Quartiersgemeinschaft. 

 

6. Wie muss die Unterstützungsunterschriftenliste in formaler Hinsicht aussehen? 

 Da es sich hier um – teilweise sehr sensible – personenbezogene Daten handelt, 
sollten die Unterschriften nicht in einer Liste eingeholt werden, sondern auf einzelnen 
Seiten, um die Einsichtnahme durch Unbefugte zu vermeiden. 

Die Unterschriftenliste muss eine eindeutige Identifikation der unterschreibenden 
Personen zulassen. Neben dem vollen Namen mit Unterschrift bieten sich hier 
Geburtsdatum sowie betroffenes Grundstück und bei mehreren Eigentümer:innen der 
Eigentumsanteil am Grundstück an. 

 

7. Müssen Unterschriften für die Quoren (Unterstützung bzw. Widerspruch) in den 
Verfahren beglaubigt sein? 

 Nein, eine Beglaubigung ist nicht erforderlich. 

 

8. Darf ein negativ ausfallendes Quorum durch Nachbesserung zurückgeholt werden? 

 Ja. Es ist den Grundstückseigentümer:innen unbenommen, ihre Meinung jederzeit zu 
ändern – sowohl für als auch gegen eine Quartiersgemeinschaft. 

 

9. Welche Vorgaben gelten gem. Datenschutzgrundverordnung? Dürfen bzw. in welcher 
Form dürfen Adressen und Kontaktdaten der Grundstückseigentümerinnen und 
Grundstückseigentümer an die Quartiersgemeinschaft herausgegeben werden?  

 Die Weitergabe personenbezogener Daten ist in der Tat kritisch zu sehen. 
Unbedenklich ist es, wenn die Gemeinde erforderliche Schreiben an die 
Eigentümer:innen weiterleitet. Dies betrifft sowohl die Gründung der 
Quartiersgemeinschaft als auch die Information, dass beabsichtigt ist, eine 
Quartierssatzung zu erlassen und hierzu um ihre Zustimmung gebeten wird. Diese 
Informationen könnten ggf. in einem Schreiben zusammengefasst und mit der Bitte 
kombiniert werden, Kontakt mit den Verantwortlichen der Quartiersgemeinschaft 
aufzunehmen, um die zukünftige Kommunikation zu vereinfachen.  

Alternativ könnte die Gemeinde das Einverständnis der Eigentümer:innen erbitten, 
die Daten weiterzugeben. Das Einverständnis der Eigentümer:innen sollte sie 
dokumentieren. Um weitestgehend Einfluss über die Ansprache der 
Eigentümer:innen zu behalten und im Sinne eines konstruktiven Miteinanders mit der 
Gemeinde (Arbeitsersparnis) sollte die Quartiersgemeinschaft die entsprechenden 
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Schreiben vorbereiten. Der weitere notwendige Kontakt mit den Eigentümer:innen, 
bspw. für die Abgabenerhebung, hat gemäß NQG durch die Kommune zu erfolgen. 

 

10. Wie geht man mit Erbengemeinschaften, Teileigentum und mit 
Wohnungseigentümerinnen und Wohnungseigentümern um? 

 Die genannten Eigentümerkonstellationen und auch Erbbauberechtigte sind wie 
Einzeleigentümer zu behandeln. Hinsichtlich der Zustimmung im Zusammenhang mit 
der Quartierssatzung sowie bezüglich der Höhe der Abgabe zählen gemäß § 6 Abs. 2 
NQG die Genannten „entsprechend ihrem Miteigentumsanteil“.  
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Grundsätzliches 

1. Welche Abteilungen/Ämter sind bei der Aufstellung einer Quartiersgemeinschaft 
einzubinden? (Vergaberecht, Beitragsrecht, Datenschutzrecht)  

 Das NQG enthält keine Vorgaben zu den einzubindenden Organisationseinheiten der 
Gemeindeverwaltungen. Aufgrund des unterschiedlichen Verwaltungsaufbaus 
können hierzu auch keine allgemeingültigen Angaben gemacht werden. Die 
Zuständigkeit innerhalb der Verwaltung muss die Gemeinde selbst klären. Sie hat die 
sich aus dem NQG ergebenden Aufgaben zu erfüllen.  

 

2. Ist es Aufgabe der Kommune, die Gemeinschaft bei rechtlichen Fragen, z.B. zum 
Vergaberecht, zu unterstützen?  

 Grundsätzlich ist eine Rechtsberatung durch die Gemeinde nicht zulässig. Unter 
https://www.nbank.de/Service/Rechtliches/#vergaberecht sind Hinweise zum 
Vergaberecht zu finden. Da die Quartiersgemeinschaft jedoch im öffentlichen 
Interesse handelt, könnte die Gemeinde im Sinne eines konstruktiven Miteinanders 
versuchen die Quartiersgemeinschaft hinsichtlich der praktischen Abwicklung von 
Vergabeverfahren mit ihrer Erfahrung beratend zu unterstützen. Alternativ können 
sich die Quartiersgemeinschaften an die Vergabekammern wenden. 

 

3. In welcher Form und zu welchem Zeitpunkt ist die Kommune zur Unterstützung der 
Quartiersgemeinschaft durch Zulieferung von Finanzdaten oder 
grundstücksbezogenen Daten gefordert? 

 Eine Weitergabe von personen- oder grundstücksbezogenen Daten ist nicht zulässig. 
Es ist ratsam, dass die Kommune die Eigentümer:innen motiviert, mit der 
Quartiersgemeinschaft in Kontakt zu treten, sodass die Kommunikation möglichst 
direkt erfolgt.  

 

4. Ist es notwendig, dass die Gemeinschaft Vergaberecht beachtet? 

 Sofern öffentliche Mittel verwendet werden, ist auch zwingend öffentliches 
Vergaberecht zu beachten (Vgl. auch Nr. 3 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) Niedersachsen sowie 
https://www.nbank.de/Service/Rechtliches/#vergaberecht). Sowohl bei der Förderung 
nach NQG als auch bei der Abgabe handelt es sich um öffentliche Mittel. 

 

5. Welche Rechtsgrundlagen sind für die Satzung heranzuziehen? 

 Rechtsgrundlage ist insbesondere das NQG, NKommVG sowie das Satzungsrecht 
der Kommune. 

  

B. Fragen aus Sicht der Kommune/Verwaltung/Rechtsamt 
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Abgrenzung des Quartiers 

1. Können Teilgrundstücke berücksichtigt werden oder nur gesamte Grundstücke? Wie 
ist eine Teilabgrenzung sauber (d. h. rechtssicher) zu begründen?  

 Gemäß § 6 Abs. 1 NQG sollen Grundstücke vollständig innerhalb des Quartiers 
liegen. In begründeten Einzelfällen, die eine unbillige Härte erwarten lassen, kann 
von dieser Regelung abgewichen werden. 

Ebenfalls zur Vermeidung einer unangemessen erscheinenden Verteilung der 
Abgabepflicht können die Verteilungsmaßstäbe gemäß § 9 Abs. 3 NQG kombiniert 
werden.  

 

2. Durchgänge sind wirtschaftlich nicht nutzbare Grundstücke - trotzdem 
beitragspflichtig?  

 Gemäß § 9 Abs. 5 NQG sind für nicht wirtschaftlich nutzbare Grundstücke 
Ausnahmen von der Abgabenpflicht in der Satzung vorzusehen. 

 

3. Können/müssen sämtliche öffentliche Flächen aus der Beitragspflicht 
herausgenommen werden (z. B. Straßenflächen; besser: Verkehrsflächen?)?  

 Gemäß § 2 Abs. 3 NQG stellen öffentliche Verkehrs-, Gewässer- und Grünflächen 
keine Grundstücke im Sinne des NQG dar und können daher auch nicht für die 
Bemessung der Abgabepflicht herangezogen werden. 

 

 

NQG-Vokabeln 

1. Was genau ist ein Quartier?  

 Für den Begriff des Quartiers enthält das NQG keine Definition. Aus Ziel und Zweck 
des NQG ergibt sich, dass ein Quartier hinsichtlich der überwiegenden Nutzung und 
Funktion oder Bauweise Gemeinsamkeiten aufweist und sich in dieser Hinsicht 
gegenüber der Umgebung abgrenzen lässt wie dies bspw. auf Innenstädte respektive 
Stadtteilzentren zutrifft. Die Abgrenzung ist nicht an administrative Grenzen 
gebunden. 

 

2. Wann ist eine Maßnahme eine Maßnahme? 

 Für den Begriff der Maßnahme enthält das NQG keine Definition. Wie aus § 2 Abs. 2 
NQG hervorgeht, müssen sich Maßnahmen nicht (baulich-)physisch niederschlagen, 
sondern können auch in Konzepten oder Veranstaltungen bestehen.  

 

3. Hinweis: Fragen zur Größe und Struktur (mit Blick auf die von der Rechtsprechung 
geforderte Homogenität) eines Quartiers oder zur Bemessung von Vorteilen sinnvoll? 

 Wie oben geschildert lässt sich ein Quartier nicht abstrakt-generell abgrenzen. Sofern 
Eigentümerinnen bereit sind, sich zu engagieren und Abgaben zu entrichten, ist im 
Allgemeinen von ausreichenden Gemeinsamkeiten auszugehen. 
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Maßnahmen nach Beendigung der Laufzeit 

1. Wer kümmert sich um gebaute Installationen, wenn die QG abgeschlossen ist (z. B. 
Beleuchtung im Baum)?  

 Da die Quartiersgemeinschaften rechtsfähig sind, werden die beschafften Sachen im 
Allgemeinen in ihrem Eigentum stehen. Sofern nichts anderes vereinbart ist, obliegt 
daher die Unterhaltung den Quartiersgemeinschaften. Nach Nr 4. der ANBest-P sind 
Gegenstände, die im Rahmen der Förderung beschafft wurden, sorgfältig zu 
behandeln.  

Im Rahmen der Förderung nach dem NQG, also bis zur Gründung der 
Quartiersgemeinschaft, ist mit den Zuwendungen keine Zweckbindungsfrist 
verbunden.   

Die Maßnahmen der Quartiersgemeinschaft sind nicht nach dem NQG förderfähig, 
sodass hier zunächst ebenfalls keine Zweckbindung besteht. Sollten allerdings 
Fördermittel wie beispielsweise aus dem Programm Resiliente Innenstädte verwendet 
werden, können hiermit Zweckbindungen verbunden sein. Zu beachten ist ggf. wie 
bei Auflösung der Quartiersgemeinschaft mit den Zweckbindungen verfahren wird. 

 

 

Ansprechpartner: 

 
NQG-Servicestelle des Landes Niedersachsen 

Nina Häder, quartier-niedersachsen@stadt-handel.de, Tel.: 040/589517-59 

Stefan Postert, quartier-niedersachsen@stadt-handel.de, Tel.: 040/589517-59 

 

Industrie- und Handelskammer Niedersachsen (IHKN) 

Kathrin Wiellowicz, kathrin.wiellowicz@stade.ihk.de, Tel.: 04141/524-142 

 

NBank 

Mandy Schulz, nqi@nbank.de, Tel.: 0511/30031-9409 

 

Die Inhalte der FAQs wurden mit größter Sorgfalt erstellt und entsprechen der 

Rechtslage und Praxis zum Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung. Wir halten sie nach 

bestem Wissen und Gewissen aktuell. Dennoch können wir keine Haftung für 

Aktualität und Vollständigkeit übernehmen. 

 

Stand 09.11.2022 

 


